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Bundesbudget 2018 und die Entwicklung der Staatsschulden
Jedes Jahr im August legt der Bundes-

rat der Bundesversammlung einen von 

der eidgenössischen Finanzverwaltung 

(EFV) erarbeiteten Budgetvorschlag für 

das folgende Jahr vor. Über diesen 

Budgetvorschlag wird anschliessend im 

National- und Ständerat beraten und 

schliesslich auch entschieden. Insge-

samt belaufen sich die budgetierten 

Ausgaben 2018 auf 71,027 Mrd. CHF. 

Bei budgetierten Einnahmen von 

71,322 Mrd. CHF resultiert ein budge-

tierter Überschuss von 295 Mio. CHF. 

Ordentliche Einnahmen  

Die Einnahmen des Bundes steigen 

2018 um 3,5 Mrd. CHF (5,2%) im Ver-

gleich zu 2017. Diese Mehreinnahmen 

sind von Sondereffekten geprägt. Die 

bedeutendsten drei Sonderfaktoren 

sind die doppelte Gewinnausschüttung 

der SNB, (+333 Mio. CHF), die Integra-

tion des Netzzuschlagsfonds in den 

Bundeshaushalt (+1,1 Mrd. CHF) und 

die Umwandlung der Darlehen an die 

SIFEM AG in Aktienkapital (+374 Mio. 

CHF). Die beiden letzten Sonderfakto-

ren sind haushaltsneutral, sprich sie 

verursachen gleich hohe Einnahmen 

wie Ausgaben. Lässt man die haus-

haltsneutralen Sonderfaktoren aussen 

vor, beträgt das Einnahmenwachstum 

noch 2,4%. Dieses Wachstum ent-

spricht ungefähr dem Wachstum des 

nominellen Schweizer BIP, welches 

2,3% beträgt.  

Mehrwertsteuer 23,39 Mrd. CHF 
(32,5%) 

Die Mehrwertsteuer ist mit rund 32,5% 

Anteil an den Einnahmen die grösste 

Einnahmequelle des Bundes. Die Ein-

nahmen aus der Mehrwertsteuer stei-

gen gemäss Voranschlag um 560 Mio. 

CHF (2,5%). Somit wachsen diese Ein-

nahmen schneller als das nominelle BIP 

(+2,3%), dies ist auf eine Änderung des 

Mehrwertsteuergesetzes zurückzufüh-

ren, welche 2018 Mehreinnahmen von 

30 Mio. CHF generieren soll. 

Bundessteuer: 21,51 Mrd. CHF (29,9%) 

Die direkte Bundessteuer setzt sich zu 

etwa gleichen Teilen aus der Einkom-

mens- und der Gewinnsteuer zusam-

men. Die Einnahmen aus der Einkom-

menssteuer für 2017 dürften rund 300 

Mio. CHF tiefer ausfallen als budgetiert. 

Nach diesem Einnahmenrückgang 

rechnet der Voranschlag 2018 wieder 

mit einer Zunahme von 4,4%. Die Ge-

winnsteuer dürfte 2017 rund 800 Mio. 

höher ausgefallen sein als budgetiert. 

Im Voranschlag 2018 wird mit einem 

erneuten Einnahmewachstum bei der 

Gewinnsteuer gerechnet.  

Verrechnungssteuer: 6,2 Mrd. CHF 
(8,6%)  

Mit der Verrechnungssteuer wird der 

Ertrag aus Zinsen, Dividenden und be-

stimmten Versicherungsleistungen be-

steuert. Im Vergleich zu 2017 dürften 

die Einnahmen aus der Verrechnungs-

steuer um rund 180 Mio. CHF (+3,3%) 

auf 6,2 Mrd. ansteigen. Diese Mehrein-

nahmen entstehen durch die Verrech-
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In der Wintersession des vergangenen 

Jahres beriet das Parlament über das 

Bundesbudget 2018. Für das kommen-

de Jahr budgetiert es einen Überschuss 

von 295 Mio. CHF. Somit will das Parla-

ment rund 192 Mio. CHF weniger aus-

geben als der Bundesrat. Ausserdem 

rechnet der Bund mit einem Schul-

denabbau von 3,3 Mrd. CHF. Die Staats-

schulden  würden sich dadurch neu auf 

100,8 Mrd. CHF belaufen.  

Einer der grössten Diskussionspunkte 

des Parlaments war die Verwendung 

des Betrags, welcher ursprünglich für 

die Reform der Altersvorsorge 2020 

vorgesehen war. Nachdem sich die bei-

den Räte nicht einigen konnten, fliesst 

dieser Betrag von 442 Mio. CHF nun in 

den Schuldenabbau. 

Zusammenfassung 

 

SIFEM 

Der Swiss Investment Fund for 

Emerging Markets (SIFEM) ist die Ent-

wicklugnsfinanzierungsgesellschaft des 

Bundes. Sie ist eine privatrechtliche Ak-

tiengesellschaft in vollem Besitz des 

Bundes. 

Netzzuschlagsfond 

Durch den Netzzuschlagfonds soll die 

Energieerzeugung aus erneuerbaren 

Energien gefördert werden. Finanziert 

wird er durch einen Zuschlag auf den 

Stromverbrauch (1,3 Rp. /kWH). 

Profiwissen 
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nungssteuer auf die Gewinnausschüt-

tungen von Unternehmen, welche sich 

momentan auf einem relativ hohen Ni-

veau bewegen.  

Mineralölsteuer: 4,6 Mrd. CHF (6,3%) 

Die Einnahmen aus der Mineralölsteuer 

sind seit 2008 tendenziell rückläufig. 

Einer der Gründe dafür ist der durch-

schnittlich sinkende Treibstoffver-

brauch von Neuwagen.  

Stempelabgaben: 2,36 Mrd. CHF 
(3,3%) 

Gegenüber 2017 rechnet der Voran-

schlag 2018 mit einem Rückgang um 

6,2%. Begründet wird dieser Rückgang 

mit dem vermehrten Ausweichen auf 

Produkte, die von der Stempelabgabe 

befreit sind. Die Schweizer Finanzbran-

che betrachtet die Stempelabgaben als 

zusätzliche Kosten und somit als Nach-

teil gegenüber dem Ausland. Es gibt 

regelmässige Diskussionen darüber ob 

die Stempelsteuer abgeschafft werden 

soll, um den Schweizer Finanzplatz 

konkurrenzfähiger zu machen. Dies 

würde den Wegfall von 3,3% der Ein-

nahmen des Bundes bedeuten. 

Tabaksteuer: 2,05 Mrd. CHF (2,6%) 

Die Einnahmen der Tabaksteuer sinken 

2018 um rund 40 Mio. CHF. Dies ist auf 

den starken CHF und den damit ver-

bunden Einbussen im Grenz- und Tou-

ristenverkehr zurückzuführen. 

Übrige Fiskaleinnahmen: 6,65 Mrd. 

CHF (9,2%)  

Die übrigen Fiskaleinnahmen bestehen 

beispielsweise aus der Schwerver-

kehrsabgabe und der CO2-Abgabe.  

Nichtfiskalische Einnahmen: 5,3 Mrd. 
CHF (7,3%) 

Nichtfiskalische Einnahmen beinhalten 

die Gewinnausschüttung der SNB, aber 

auch weitere Einnahmen wie zum Bei-

spiel aus dem Wehrpflichtersatz. 

Ordentliche Ausgaben 

Trotz der Umsetzung von Sparmass-

nahmen in der Höhe von 1 Mrd. CHF 

steigen die Ausgaben 2018 gegenüber 

2017 um 4,9% (+3,3 Mrd. CHF). Lässt 

man auch bei den Ausgaben die haus-

haltsneutralen Sonderfaktoren (Netzzu-

schlag, SIFEM) weg, beträgt das Wachs-

tum 2,8%. Die wichtigsten Ausgaben-

treiber sind der Verkehr (+0,9 Mrd. 

CHF), die soziale Wohlfahrt (+0,6 Mrd. 

CHF) und die Landesverteidigung (+0,1 

Mrd. CHF).  

Soziale Wohlfahrt: 23,87 Mrd. CHF 
(33,1%) 

Die Ausgaben für die soziale Wohlfahrt 

steigen um 0,6 Mrd. CHF (+2,7%). Bei 

dieser Budgetierung wurde die Reform 

der Altersvorsorge 2020 bereits einge-

rechnet, welche jedoch vom Volk abge-

lehnt wurde. Ein weiterer Wachstums-

reiber ist der Migrationsbereich mit zu-

sätzlichen 229 Mio. CHF im Vergleich 

zum Vorjahr. Sinkende Ausgaben wer-

den für die IV erwartet (-960 Mio. CHF), 

weil ihre Zusatzfinanzierung dieses Jahr 

ausläuft. 

Finanzen und Steuern: 9,5 Mrd. CHF 

(13,2%) 

Bei den Finanzen und Steuern resultiert 

eine um 0,8% tiefere Budgetierung als 

2017. Dies ist auf tiefere Kosten bei der 

Geldbeschaffung, der Vermögens- und 

Schuldenverwaltung zurückzuführen. 

Verkehr: 10,12 Mrd. CHF (14,0%) 

Die Ausgaben im Verkehr steigen um 

906 Mio. CHF (+9,8%). Mit 800 Mio. 

CHF ist diese Erhöhung hauptsächlich 

auf die Schaffung des Nationalstrassen- 

und Agglomerationsverkehrsfonds zu-

rückzuführen. Weitere 89 Mio. CHF 

fliessen in den Bahninfrastrukturfonds. 

Bildung und Forschung: 7,7 Mrd. CHF 
(10,7%)  

Nach grossem Wachstum in den ver-

gangenen Jahren bleiben die Ausgaben 

im Bereich Bildung und Forschung mit 

einem Wachstum von 0,2% relativ 

stabil. Der höchste prozentuale Anstieg 

verzeichnet die Berufsbildung mit ei-

nem Plus von 3,5% (31 Mio. CHF). 

Landesverteidigung: 4,87 Mrd. CHF 
(6,8%) 

Die Ausgaben für die Landesverteidi-

gung steigen um 131 Mio. CHF (+2,8%). 

Die Erhöhung ist unteranderem auf die 

Weiterentwicklung der Armee zurück-

zuführen.  

Beziehungen zum Ausland: 3,92 Mrd. 
(5,4%) 

Bereinigt man das Budget für Bezie-

hungen zum Ausland vom bereits er-

wähnten Sonderfaktor SIFEM, resultiert 

ein Rückgang von 66 Mio. CHF (-1,8%). 

Die Einsparungen wurden hauptsäch-

lich im Bereich der Entwicklungshilfe 

vorgenommen. 

Landwirtschaft und Ernährung: 3,57 
Mrd. CHF (5%)  

Gegenüber dem Voranschlag 2017 ge-

hen die budgetierten Ausgaben in der 

Landwirtschaft um 108,9 Mio. CHF (-

3%) zurück. Dies ist vor allem auf Teue-

rungskorrekturen zurückzuführen. 

Übrige Aufgabengebiete: 8,46 Mrd. 
CHF (11,7%)  

In den sechs übrigen Aufgabengebieten 

wachsen die Ausgaben im Voranschlag 

um rund 1,5 Mrd. CHF (22,1%). Rund 

zwei Drittel dieses Wachstums entfal-

len auf den neuen Netzzuschlagsfonds 

(1,1 Mrd. CHF), dieser wird neu dem 

Bundesamt für Umwelt eingegliedert 

und nicht mehr von der Stiftung «kos-
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tendeckende Einspeisevergütung» 

verwaltet. Die Ausgaben sind nicht neu, 

werden nun jedoch unter dem Bundes-

budget verbucht.  

Anpassungen des Parlaments an 

das vorgeschlagene Budget 

Nach über 18 Stunden Budgetberatung 

konnten sich National- und Ständerat 

auf das Bundesbudget 2018 einigen. 

Das Parlament veranschlagt insgesamt 

192 Mio. CHF weniger als der Bundes-

rat ursprünglich vorgeschlagen hatte. 

Der Voranschlag des Bundesrats wurde 

in 15 Ausgabenpositionen verändert. 

Vier davon werden nachfolgend ausge-

führt. Die grösste Diskussion in den 

beiden Räten drehte sich um die Ver-

wendung von 442 Mio. CHF. Dieser Be-

trag war ursprünglich für die Reform 

der Altersvorsorge 2020 vorgesehen, 

wurde aber nach deren Ablehnung 

wieder frei. Der Bundesrat und der 

Ständerat wollten 295 Mio. CHF davon 

in den Bahninfrastrukturfonds einlegen 

und den Rest für den Schuldenabbau 

verwenden. Der Nationalrat wollte den 

gesamten Betrag in die AHV fliessen 

lassen. Schliesslich fand keiner der bei-

den Vorschläge eine Mehrheit, sodass 

nun der gesamte Betrag in den Schul-

denabbau fliesst.  

Für ein tieferes Budget spricht sich das 

Parlament bei der Sozialhilfe für Asyl-

suchende aus. Dieses Budget sinkt 

2018 um 41 Mio. CHF und wird durch 

den Rückgang der Asylgesuche begrün-

det. Mehr Geld als ursprünglich veran-

schlagt bekommen die Landwirtschaft 

(+ 87 Mio. CHF) und die Bildungs- und 

Forschungsinstitutionen. Die ETH bei-

spielsweise wird vom Bund mit zusätz-

lichen 52,9 Mio. CHF unterstützt und 

die Grundbeiträge für Universitäten 

und Fachhochschulen werden insge-

samt um 17,3 Mio. CHF erhöht.  

 

 

 

Entwicklung der Staatsschulden 

und internationaler Vergleich  

Ein zentrales Instrument der Schweizer 

Finanzpolitik ist die Schuldenbremse. 

Sie war die politische Antwort auf die 

rasch ansteigenden Staatsschulden in 

den 1990er Jahren, welche 1998 mit 

einer Schuldenquote von 48,9% des BIP 

ihren Höchststand erreichten. Die 

Schuldenbremse wurde 2003 erstmals 

angewendet, nachdem sie durch eine 

Volksabstimmung in der Verfassung 

verankert wurde. Sie soll den Bundes-

haushalt vor strukturellen Defiziten 

bewahren. Das heisst, dass der Bund 

während schlechten Wirtschaftslagen 

einen Verlust erwirtschaften darf, die-

sen jedoch während guten Wirtschafts-

lagen wieder ausgleichen muss. Nach 

der Einführung gelang es dem Parla-

ment relativ schnell den Staatshaushalt 

ins Gleichgewicht zu bringen. Seit 2006 

weist der Bundeshaushalt keine struk-

turellen Defizite mehr auf und konnte 

seine Schulden reduzieren. Diese Ent-

wicklung hängt jedoch auch mit der 

grundsätzlich positiven Wirtschafts-

entwicklung und den damit verbunden 

höheren Einnahmen zusammen. Für 

2018 rechnet der Bund mit einem 

Rückgang der Schulden um 3,3 Mrd. 

CHF auf neu 100,8 Mrd. CHF. In diesem 

Fall würde die Schweizer Schuldenquo-

te unter diejenige von 2017 von 33% 

des BIP fallen. Die Interpretation dieser 

Zahl gestaltet sich jedoch nicht ganz 

einfach. Ist diese Schuldenquote nun 

gut oder schlecht? Für die Schweiz bie-

tet sich ein Vergleich mit den EU-

Länder an. Gemäss der EFV weist der 

EU-Raum 2017 im Schnitt eine Schul-

denquote von 90,4% im Verhältnis zum 

BIP auf. Dieser Unterschied entstand zu 

einem grossen Teil während der Fi-

nanzkrise 2007/2008. Während die 

Schweizer Schuldenquote während die-

ser Zeit stetig abnahm, stiegen die 

Schuldenquoten im EU-Raum an. Auch 

der Vergleich mit Staaten ausserhalb 

der EU lässt den Schluss zu, dass die 

Schweizer Schuldenquote im internati-

onalen Vergleich tendenziell tief ist. 

Man kann jedoch nicht sagen, dass eine 

tiefere Schuldenquote immer besser ist 

als eine höhere. Auf den ersten Blick 

mag diese Aussage etwas verwirrend 

erscheinen, denn grundsätzlich sinken 

durch den Schuldenabbau die Zinsaus-

gaben für Schulden und die Krisenresis-

tenz kann dadurch erhöht werden. 

Man muss jedoch anmerken, dass das 

Geld für den Schuldenabbau auch in-

vestiert werden könnte und daraus ein 

Mehrwert für die Schweizer Wohlfahrt 

entstehen könnte. Dies wirft die Frage 

auf, ob die Schuldenquote eines Landes 

auch zu tief sein kann. Bezüglich der 

maximalen Höhe der Schuldenquote 

könnte der Vertrag von Maastricht als 

Referenz angesehen werden. Dieser 

besagt, dass die Länder der EU und po-

tenzielle Aufnahmekandidaten eine 

Schuldenquote von 60% des BIP grund-

sätzlich nicht überschreiten dürfen. 

Fazit 

Die finanzielle Lage der Eidgenossen-

schaft präsentiert sich solide. Das An-

wenden der Schuldenbremse schützt 

vor einer grösseren Neuverschuldung 

des Staates und führt längerfristig zu 

einem stabilen Schuldenniveau.

Quelle: EFV 
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